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Der Bundesminister des Auswärtigen 


Bonn, den 9. Juli 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Entlassung von Kriegsverurteilten 

Bezug: Kleine Anfrage 259 der Fraktion der DP 
- Drucksache 2528 - 

Auf die Kleine Anfrage 259 antworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister der Justiz: 

I. 

Gegenüber annähernd 3700 Gefangenen, die sich Anfang 1950 in 
ausländischem Gewahrsam — abgesehen von den in den Ostblock- 
staaten Zurück gehaltenen — befanden, sind heute noch 124 Gefan- 
gene in Haft, und zwar in: 

1. Belgien (St. Gilles) 

2. Frankreich 

a) Loos-les-Lille 

b) La Sante, Paris 

c) Montluc, Paris 

d) Fresnes 

3. Italien (Gaeta) 

4. Luxemburg (Gefängnis Luxemburg) 

5. Niederlande 

a) Breda 

b) Utrecht 

6. Norwegen (Kretsfengsel, Oslo) 

7. Deutschland 

a) Landsberg (amerikanischer Gewahrsam) 

b) Werl (britischer Gewahrsam) 

c) Witt lieh (französischer Gewahrsam) 1 1 | 

Neuwied 1 ^ 

d) Spandau (Vier-Mächte- Gewahrsam) 5 Gefangene 


4 Gefangene 

1 6 Gefangene 

5 Gefangene 
3 Gefangene 
1 Gefangener 

1 Gefangener 
3 Gefangene 

31 Gefangene 
1 Gefangener 

1 Gefangener 

29 Gefangene 
12 Gefangene 

12 Gefangene 
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Die deutsche Staatsangehörigkeit einiger dieser Gefangenen hat sich 
erst während der Haft herausgestellt; in mehreren weiteren Fällen 
steht eine abschließende Klärung noch aus. Ergänzend wird bemerkt, 
daß sich noch fünf Personen, im wesentlichen unter der Beschuldi- 
gung der Spionage oder des Landesverrats Verurteilte, in schweize- 
rischer Haft befinden. 


II. 

Die Bundesregierung hat seit ihrem Bestehen mit den Gewahrsams- 
mächten Fühlung gehalten, um in jeder geeigneten Weise auf eine 
befriedigende Lösung der Kriegsverurteiltenfrage hinzuwirken. In 
zahlreichen generellen Vorstellungen und in einer kaum übersehbaren 
Anzahl von Schritten in einzelnen Fällen hat sie um eine schleunige 
Lösung dieses Problems gebeten. Diese Bemühungen werden nach- 
drücklich fortgesetzt, wobei die Bundesregierung unter anderem 
dafür eintritt, daß die gesetzlichen Möglichkeiten einer vorzeitigen 
Freilassung (Paroleentlassung nach Verbüßung eines Drittels der 
Strafe aus amerikanischem Gewahrsam, Entlassung in liberation 
conditionnelle aus französischem Gewahrsam nach Verbüßung der 
Hälfte der Strafe, Erlaß des letzten Drittels der Strafe in einer Reihe 
anderer Gewahrsamsländer) den Gefangenen in möglichst weitem 
Umfang zugute kommen. Selbstverständlich richten sich die Bemü- 
hungen daneben auf Herabsetzung der erkannten Strafen im 
Gnadenwege. 

Um für die in amerikanischem, britischem und französischem Ge- 
wahrsam innerhalb der Bundesrepublik befindlichen Kriegs verurteilten 
die Regelung des Artikels 6 des Ersten Teiles des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen so früh wie 
möglich wirksam werden zu lassen, ist die Bundesregierung bestrebt 
gewesen, die Errichtung des in Artikel 6 vorgesehenen Gemischten 
Ausschusses schon vor dem Inkrarttreten der Verträge zu erreichen. 
Infolge dieser Bemühungen sind Ende 1953 zunächst drei Interi- 
mistische Ausschüsse unter deutscher Beteiligung 'gebildet worden, 
auf deren Empfehlung der größte Teil der in Betracht kommenden 
Gefangenen aus der Haft entlassen worden ist. Nach dem Inkraft- 
treten der Verträge ist am 10. Juni 1955 der endgültige Gemischte 
Ausschuß zusammengetreten, der sich seitdem mit den Fällen der 
übrigen noch in Landsberg, Werl und Wittlich (sowie Neuwied) in 
Haft befindlichen Verurteilten befaßt. Die Bundesregierung setzt alles 
daran, die Tätigkeit dieses Ausschusses zu fördern. 

Die dem Auswärtigen Amt angegliederte Zentrale Rechtsschutzstelle 
hat jeden unter den gegebenen Umständen möglichen Rechtsschutz 
für die Gefangenen sichergestellt und arbeitet mit einer großen 
Zahl für die Gefangenen bestellter deutscher und ausländischen 
Anwälte zusammen. 


III. 

Die Bundesregierung wird in erster Linie versuchen, eine abschlies- 
sende Lösung des Problems zu einem möglichst naheliegenden Zeit- 
punkt auf den bisher beschrittenen Wegen zu erreichen. Sie prüft 
darüber hinaus laufend alle Möglichkeiten, die unter Berücksichti- 
gung der politischen und rechtlichen Lage in den in Betracht kom- 
menden Ländern geeignet erscheinen, die Entlassungen der noch 
Inhaftierten weiter zu beschleunigen. 


Dr. von Brentano 



